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BOCHUM I BOTTROP I DORTMUND I DUISBURG ENNEPE-RUHR-KRE S 
E'SSEN I GE'LSENKIRCHEN I HAGFN I HAMM HERNE I KREIS RE'CKLINGHAUSEN 
KREIS UNNA KREIS WESEL I MULHEIM AN DER RUHR I OBERHAUSEN 

Stellungnahme der Business Metropole Ruhr GmbH (BMR) 
zum Antrag der FDP-Fraktion im Landtag Nordrhein­
Westfalen 

„Die schwarz-grüne Halbzeitbilanz ist vor allem eine 
wirtschaftspolitische Schadensbilanz - Wirtschaft- und 
Strukturkrise in Nordrhein-Westfalen - Jetzt NRW-Agenda für 
Wachstum und Fortschritt beschließen" 
(Drucksache 18/11598) 

1. Grundsätzliche Einschätzung des Antrags 

Die Business Metropole Ruhr GmbH (BMR) sieht große 
Herausforderungen für den Wirtschaftsstandort Nordrhein­
Westfalen. Sie begrüßt deshalb den Antrag der FDP anlässlich der 
Halbzeit der 18. Legislaturperiode des nordrhein-westfälischen 
Landtags, um ökonomische Probleme zu adressieren und gemeinsam 
an nachhaltigen Lösungen zu arbeiten. 

Die BMR teilt die Auffassung, dass die Wirtschaft - sowohl 
bundesweit als auch in NRW - vor großen strukturellen 
Herausforderungen steht. Dies wird besonders im Ruhrgebiet 
deutlich, wo die Arbeitslosenquote mit 9,9 % deutlich über dem 
Landesdurchschnitt von 7,5 % liegt.1 Hinzu kommen bundesweite 
Trends wie die sinkende Arbeitsproduktivität, die auch in NRW 
spürbar sind. Gleichzeitig birgt die wirtschaftliche Transformation -
insbesondere in den Bereichen Dekarbonisierung, Digitalisierung und 
Wasserstoff - enorme Potenziale, die es zu nutzen gilt. 

Einen wie im Antrag angesprochenen vermeintlichen Gegensatz 
zwischen „grüner Transformation" und wirtschaftlichem Wachstum 
t eil die BMR dabei ausdrücklich nicht. Vie lmehr zeigt das Ruhrgebiet, 
dass eine nachhaltige Transformation W achstumstreiber sein kann. 
Mit 599.000 Erwerbstätigen ist die Umweltwirtschaft einer d er 
größten W achstumssektoren in NRW. Bereiche wie 
Kreislaufwirtschaft und erneuerbare Energien haben zuletzt ein 
Umsatzwachstum von 6,8 % verzeichnet.2 Die Unternehmen d er 
Region sind national und international gefragte Partner für 
zukunftsw eisende Projekte. 

Die BMR begrüßt, dass der Antrag wichtige Themen wie 
Bürokratieabbau, Flächenverfügbarkei t und Energ iekosten anspricht. 
Viele dieser Herausforderungen werden bereits durch konkrete 
Projekte und Initiativen im Land adressiert - sei es durch das 5-
Standorte-Programm, die Fö rderung des W asserstoffs oder den 
Aufbau der Direktreduktionsanlage von ThyssenKrupp. Dennoch gibt 
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es auch Handlungsbedarf, insbesondere bei der Beschleunigung von 
Prozessen, der Mobilisierung von Flächen und der Kommunikation 
bereits erzielter Fortschritte. 

Auch bleibt der Antrag in einem zentralen Punkt vage: Die FDP führt 
zahlreiche Vorschläge und Forderungen an, bleibt jedoch ein klares 
und belastbares Finanzierungsmodell schuldig. Dies wiegt angesichts 
der angespannten finanziellen Lage von Kommunen und Land 
besonders schwer. Es fehlt an konkreten Alternativen, um die 
vorgeschlagenen Maßnahmen nachhaltig und verlässlich umzusetzen. 

Aus Sicht der BMR sind finanzielle Handlungsspielräume der 
Kommunen für die Planung, Umsetzung oder Beschleunigung 
jedweder Maßnahme unverzichtbar. Sie sind es, die schlussendlich im 
direkten Kontakt mit den Unternehmen staatliches Handeln bei 
Ansiedlung, Erweiterung oder Gründung ausführen. 

2. Herausforderungen für die Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen 
und Lösungsansätze 

Gewerbeflächenentwicklung 

Gewerbeflächen sind ein zentraler Faktor für die wirtschaftliche 
Entwicklung. Sie bieten Raum für Investitionen, neue Arbeitsplätze 
und moderne lnfrastrukturprojekte. Im Ruhrgebiet entstanden 
zwischen 2012 und 2021 über 130.000 neue 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze auf Gewerbeflächen - ein 
beeindruckender Zuwachs von 20,5 %.3 

Die Herausforderung liegt jedoch in der Mobilisierung und 
Reaktivierung von Flächen. Rund 62 % der gesicherten Flächen in der 
Region weisen Mobilisierungshemmnisse auf. Gleichzeitig bestehen 
auf etwa 75 % der Potenzialflächen Nutzungsrestriktionen 
unterschiedlicher Art.4 Dies verdeutlicht die Notwendigkeit, 
bestehende Brachflächen verstärkt zu reaktivieren. 

Die BMR schlägt vor: 

Erweiterte Fördermittel für Flächenrecycling und -ankauf, 
darunter ein revolvierender Grundstücksfonds. 
Synchronisierte Antragsverfahren, um komplexe Projekte 
effizienter umzusetzen. 
Gezielte Unterstützung für Kommunen beim Erwerb und der 
langfristigen Sicherung strategischer Flächen, insbesondere 
ehemaliger Industrie- oder Kraftwerksstand orte. 

Das Ruhrgebiet zeigt bereits, wie wichtig die Reaktivierung von 
Brachflächen ist: Aktuell entstehen etwa 70 % der neuen 

Gewerbliches Flächenmanagement Ruhr: Marktbericht 2024 
Gew erbliches Flächenmanagem ent Ruhr: Marktbericht 2024 



3 
 

• 

• 

• 

• 

• ₂

Gewerbeflächen auf solchen Arealen, in dicht besiedelten 
Kernkommunen der Region sind es nahezu 100 %. 

Bürokratieabbau 

Im Zuge der Vorbereitung der ersten Wirtschaftskonferenz Ruhr am 
17. Juni 2025 zum Thema Entbürokratisierung hat die BMR mit 
verschiedenen Akteuren aus Privatwirtschaft, Kommunen, Kammern 
und Land einen Austausch gestartet. Eine Erkenntnis hieraus: 
Entbürokratisierung ist als zwingende Notwendigkeit von fast allen 
Akteuren auf nahezu allen Ebenen erkannt worden. Diskussions-, aber 
auch erste Arbeitsprozesse sind im Gange. Erleichterung in der 
Landesgesetzgebung sogar auf den Weg gebracht. 

Allerdings liegen die Herausforderungen vor allem in der 
zielgerichteten Umsetzung. Es fehlen: 

Zugängliche Informationen über neue Verfahren, damit 
Unternehmen von den Erleichterungen profitieren können. 

Personelle Kapazitäten in Kommunen, um die neuen Prozesse 
effizient in den Arbeitsalltag zu integrieren. 

Einbindung betroffener Akteure in die Prozessgestaltung, um 
praxisnahe Lösungen zu entwickeln. 

Landesseitig ist hier die Finanzausstattung der kommunalen 
Haushalte gemeinsam mit dem Bund zu verbessern, gerade in 
Regionen, die durch die Transformation und ihren sozialen 
Folgeproblemen bereits erschwerte Bedingungen zu meistern haben. 
Die Altschuldenfrage bedarf auch deshalb einer schnellen Lösung, sie 
ist auch eine ökonomische Frage mit Auswirkungen auf das 
Wachstum für die kommenden Jahre. 

Wasserstoff als Transformationschance 

Die Metropole Ruhr hat das Potenzial, Deutschlands führende 
Wasserstoff-Modellregion zu werden. Mit der Hydrogen Metropole 
Ruhr koordiniert die Region bereits Aktivitäten entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette. Erste Erfolge sind sichtbar: Die Region wurde 
als HyPerformer-Region mit 15 Millionen Euro Fördermitteln 
ausgezeichnet, und Projekte wie das Klimahafen-Projekt in 
Gelsenkirchen setzen wichtige Impulse. 
Die Voraussetzungen im Ruhrgebiet sind dabei ideal: 

Infrastruktur: Die dichteste Gasinfrastruktur Europas 
ermöglicht eine schrittweise Umstellung auf Wasserstoff. 

Projekte: Initiativen wie Get-H2 und das H2-
Klimaschutznetzwerk Ruhr schaffen die Grundlagen für eine 
flächendeckende Wasserstoffwirtschaft. 
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5 BMWK, Gleichwertigkeitsbericht der Bundesregierung 

Nordrhein-Westfalen hat bereits eine Wasserstoffimportstrategie 
entwickelt, die darauf abzielt, die Importinfrastruktur für Wasserstoff 
auszubauen und internationale Lieferketten zu etablieren. Diese 
Strategie ist ein zentraler Baustein für den Erfolg der 
Wasserstoffwirtschaft, um die erforderlichen Rahmenbedingungen 
für Investitionen und Innovationen zu schaffen. 

Um das volle Potenzial der Wasserstoffwirtschaft im Ruhrgebiet 
auszuschöpfen, fordert die BMR: 

Konsequente Umsetzung der Wasserstoffimportstrategie 
des Landes NRW mit Fokus auf lnfrastrukturprojekte und 
internationale Partnerschaften. 

Gezielte Fokussierung der Fördermittel auf Projekte, die 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette Wirkung entfalten 
können. 

Regulatorische Planungssicherheit, um Unternehmen 
langfristige Investitionen in den Ausbau der 
Wasserstoffwirtschaft zu ermöglichen. 

Wasserstoff bietet die Möglichkeit, die Transformation der Region 
voranzutreiben, Arbeitsplätze zu schaffen und gleichzeitig einen 
bedeutenden Beitrag zur Klimaneutralität zu leisten. 

Förderpolitik 

Die aktuelle Förderpolitik birgt für Nordrhein-Westfalen, 
insbesondere für das Ruhrgebiet, erhebliche Herausforderungen. 
Diese äußern sich in vergleichsweise geringen Fördersummen, 
ungenutzten Mitteln und komplexen Verfahren, die viele Kommunen 
von einer Antragstellung abschrecken. Der Gleichwertigkeitsbericht 
der Bundesregierung 2024 verdeutlicht, dass urbane Regionen wie 
das Ruhrgebiet im Vergleich zu ländlichen Gebieten strukturell 
benachteiligt werden. 
Im Rahmen des Gesamtdeutschen Fördersystems für 
strukturschwache Regionen ( GFS) wurden im Jahr 2022 bundesweit 
3,7 Milliarden Euro bereitgestellt. Während die durchschnittliche 
Förderung bei 44,02 Euro pro Kopf lag5, erhielt Dortmund als einzige 
Ruhrgebietsstadt eine nennenswerte Förderung von 26,7 Euro pro 
Kopf. Andere Kommunen der Region lagen deutlich darunter. 
Hauptprofiteure der Mittel sind vor allem dünn besiedelte ländliche 
Kreise, die überproportional profitieren. 

Ein Hindernis stellt beispielsweise die Unsicherheit bei der 
„Kombinierbarkeit" verschiedener Förderprogramme dar. Es 
bestehen Uneinigkeiten darüber, ob Vorhaben, die über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GRW) gefördert werden könnten, nicht 
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vorrangig oder ausschließlich über das 5-Standorte-Programm 
beantragt werden müssen. Der Bund signalisiert, dass GRW-Mittel 
allen GRW-Fördergebieten zur Verfügung stehen sollten. 
Diese Regelung schafft Unsicherheiten bei den Kommunen, da sie die 
zeitliche Planung und Einordnung von Projekten erschwert. Das kann 
zu weiteren Verzögerungen und einem zurückhaltenden Mittelabruf 
führen. 

Zudem wurden die Fördergebiete und förderfähigen Tatbestände der 
GRW ausgeweitet. Allerdings bleibt das Gesamtvolumen der 
Fördermittel unverändert. Dies könnte dazu führen, dass der 
Wettbewerb um die begrenzten Mittel zunimmt und weniger Projekte 
pro Region gefördert werden können. Dies betrifft insbesondere 
großstädtische Projekte im Ruhrgebiet, die häufig größere 
Investitionssummen benötigen. 

Angesichts dieser Herausforderungen ist die Landesregierung 
gefordert, die Ursachen für den geringen Mittelabruf zu eruieren. 
Erste Vorschläge könnten sein: 

Optimierung der Antragsverfahren: 
Beschleunigung der Prozesse, um 
Fördermitteln zu erleichtern. 

Vereinfachung und 
den Zugang zu 

Transparente Kommunikation: Klare Informationen über die 
Kombinierbarkeit von Förderprogrammen und die jeweiligen 
Voraussetzungen müssen bereitgestellt werden, um 
Unsicherheiten zu beseitigen. 

Unterstützung der Kommunen: Bereitstellung von Ressourcen 
und Schulungen, um die personelle Ausstattung für die 
Antragstellung zu verbessern. 

Durch diese Maßnahmen kann sichergestellt werden, dass das 
Ruhrgebiet die ihm zustehenden Fördermittel effektiver nutzt und 
seine wirtschaftliche Transformation erfolgreich vorantreibt. Nur 
durch eine zielgerichtete Überarbeitung der Förderpolitik und eine 
bessere Abstimmung zwischen Bund, Land und Kommunen kann das 
Potenzial des Ruhrgebiets vollständig erschlossen werden und die 
Mittel ihren angedachten Verwendungsort erreichen. 

3. Fazit 

Die Stellungnahme der Business Metropole Ruhr GmbH zeigt, dass 
Nordrhein-Westfalen und insbesondere das Ruhrgebiet vor großen 
Herausforderungen stehen, gleichzeitig aber auch erhebliche 
Potenziale bieten. Themen wie Bürokratieabbau, die Mobilisierung 
von Gewerbeflächen, die Wasserstoffwirtschaft und eine gezielte 
Förderpolitik sind zentrale Ansatzpunkte, um die wirtschaftliche 
Transformation der Region erfolgreich voranzutreiben. 
Dabei wird deutlich, dass viele der aufgezeigten Probleme - wie die 
Unsicherheiten in der Förderpolitik oder die mangelnde personelle 
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Ausstattung in Kommunen - durch klare Prioritäten und eine 
verbesserte Zusammenarbeit zwischen Land, Bund und kommunalen 
Akteuren angegangen werden können. 

Diese Themenbereiche sind jedoch nicht abschließend. Eine 
zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik muss darüber hinaus weitere 
Aspekte einbeziehen, beispielsweise die Innovationsförderung. Die 
Innovationsstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen zeigt 
vielversprechende Ansätze, die gezielte Förderung von Forschung 
und Entwicklung sowie den Wissens- und Technologietransfer 
voranzutreiben. Diese Bereiche sind für die Wettbewerbsfähigkeit des 
Ruhrgebiets essenziell und sollten in der politischen und 
wirtschaftlichen Agenda des Landes eine herausragende Rolle 
spielen. 

Das Ruhrgebiet kann als Modellregion für eine gelungene 
Transformation dienen, wenn die genannten Maßnahmen konsequent 
umgesetzt und durch weitere zukunftsweisende Strategien ergänzt 
werden. 


